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Kenntnisnahme:
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Zusammenfassung: 
 
Zwischen einzelnen Mitgliedskörperschaften, vor allem der Stadt Köln,  und dem 
Landschaftsverband Rheinland besteht seit dem Schuljahr 2012/2013 ein Dissens in 
Bezug auf die sachliche Zuständigkeit für die Integrationshilfe im Rahmen der 
Eingliederungshilfe nach dem SBG XII. 
 
Nachdem mit Verabschiedung des Schulrechtsänderungsgesetzes nun auch feststeht, 
dass das Land keine finanzielle Verantwortung für die Kosten der Integrationshilfen zur 
Förderung der schulischen Inklusion, insbesondere an Regelschulen, übernehmen wird, 
ist eine gerichtliche Klärung der konträren Rechtspositionen notwendig. 
 
Zur Vermeidung einer Vielzahl sozialgerichtlicher Verfahren und zur Vereinfachung der 
Geltendmachung der gegenseitigen Erstattungsansprüche hat der LVR mit der Stadt Köln 
am 22.12.2015 eine Streitvereinbarung abgeschlossen mit dem Ziel der gerichtlichen 
Klärung, welcher Sozialhilfeträger für die Übernahme der Kosten der Integrationshilfen in 
Regelschulen und Kindertagesstätten sachlich zuständig ist. 
 
Zur Wahrung des kommunalen Friedens hat sich der LVR zudem mit Schreiben vom 
23.12.2015 bereit erklärt, das Ergebnis dieser Musterstreitverfahren auf alle 
entsprechenden Einzelfälle der Mitgliedskörperschaften rückwirkend ab dem Schuljahr 
2012/2013 zu übertragen, ohne dass es der vorherigen Anmeldung eines 
Erstattungsanspruches bedarf. 
Der LVR verzichtet zudem auf die Einrede der Verjährung in diesen Fällen. 
 
Zum Zeitpunkt der Aufstellung und Verabschiedung des Haushaltsplanes 2014 im Jahr 
2013 konnte die Dynamik, die die Diskussion um die Kostenübernahme von 
Integrationshilfen in Regelschulen und Kindertagesstätten entwickeln würde und deren 
erhebliche Risikopotentiale, für den LVR-Haushalt weder abgeschätzt noch bewertet 
werden. 
 
Für den Doppelhaushalt 2015/2016 wurden erstmals Aufwendungen für mögliche 
Kostenerstattungsansprüche in Höhe von 55 Millionen Euro - jeweils für die  Jahre 2015 
und 2016  - eingeplant. 
 
Mit der im Dezember 2015 mit der Stadt Köln abgeschlossenen Streitvereinbarung und 
der Garantieerklärung des LVR gegenüber allen Mitgliedskörperschaften ist das Risiko 
rückwirkend bis einschließlich des Schuljahres 2012/2013 neu zu bewerten. 
 
Dem LVR ist hierbei bewusst, dass die Mitgliedskörperschaften - bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung der Musterstreitverfahren zwischen der Stadt Köln und dem LVR - 
zusätzlich belastet werden. 
 
Der LVR ist bestrebt, unter Einbeziehung des Landes NRW als Kommunalaufsicht, eine 
Lösung zu finden, die diese nicht gewollten finanzwirtschaftlichen Verwerfungen zwischen 
den Beteiligten, dem LVR und den Mitgliedskörperschaften, vermeidet. 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/1071: 

 
1. Rechtlicher Hintergrund 

Art. 24 UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BKR) verpflichtet den Staat, einen 
gleichberechtigten Zugang zu einem inklusiven, hochwertigen und unentgeltlichen 
Bildungssystem sicherzustellen, in dem die notwendige Unterstützung für eine 
erfolgreiche Bildung geleistet wird. Zu diesen stärkenden Maßnahmen gehört auch der 
Einsatz von sog. Integrationshelfern/-helferinnen, die den Besuch einer 
Kindertageseinrichtung oder den Schulbesuch in vielfältigen Formen der Assistenz 
unterstützend begleiten.  
 
Mit dem am 01.08.2014 in Kraft getretenen Ersten Gesetz zur Umsetzung der UN-BRK in 
den Schulen (9. Schulrechtsänderungsgesetz) hat das Land NRW den Auftrag der       
UN-BRK umgesetzt. Schülerinnen und Schülern mit einem Bedarf an sonder-
pädagogischer Unterstützung soll nunmehr ab dem Schuljahr 2014/2015 grundsätzlich 
immer ein Platz an einer allgemeinen Schule angeboten werden.  
Dabei klammert § 92 Abs. 1 Schulgesetz NRW jedoch die Kosten für die individuelle 
Betreuung und Begleitung eines Schülers / einer Schülerin, durch die die Teilnahme am 
Unterricht in der allgemeinen Schule, der Förderschule oder der Schule für Kranke erst 
ermöglicht wird, von den vom Land zu tragenden Schulkosten ausdrücklich aus. 
 
Wegen der Nichtbeteiligung an diesen Kosten haben zahlreiche Kreise und Gemeinden 
beim Verfassungsgerichtshof NRW kommunale Verfassungsbeschwerde mit der 
Begründung eingelegt, das 9. Schulrechtsänderungsgesetz verletze die Vorschriften der 
Landesverfassung über das Recht der gemeindlichen Selbstverwaltung. 
 
Bis zur Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes NRW muss die kommunale Familie die 
Kosten für Integrationshilfen im Rahmen der Eingliederungshilfe nach §§ 53 ff. SGB XII 
tragen. 
 
 
2. Ausgangssituation 

Zwischen einzelnen Mitgliedskörperschaften, vor allem der Stadt Köln, und dem 
Landschaftsverband Rheinland besteht seit dem Schuljahr 2012/2013 ein Dissens in 
Bezug auf die sachliche Zuständigkeit für die Integrationshilfe im Rahmen der 
Eingliederungshilfe nach dem SBG XII. 
 
Einige Kommunen vertreten die Rechtsauffassung, dass für die Integrationshilfen für 
Kinder mit Behinderung in Regelschulen und Kindertagesstätten die Zuständigkeit des 
LVR als überörtlicher Sozialhilfeträger im Rahmen der Eingliederungshilfe nach §§ 53, 54 
SGB XII gegeben ist. Dabei gehen diese Kommunen davon aus, dass es sich hierbei um 
Hilfen in einer teilstationären Einrichtung handelt. 
 
Der LVR vertritt hingegen die Auffassung, dass Regelschulen und Kindertagesstätten 
keinen teilstationären Charakter haben und die Integrationshilfen eine ambulante 
Eingliederungshilfeleistung darstellen, für die der örtliche Sozialhilfeträger zuständig ist. 
Dieser Auffassung des LVR haben sich sowohl die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen 
Spitzenverbände als auch das Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen angeschlossen (s. Anlagen 1 und 2). 
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Einige Mitgliedskörperschaften sind dieser Rechtsauffassung nicht gefolgt und haben 
gegenüber dem LVR ab dem Schuljahr 2012/2013 Erstattungsansprüche nach dem  
SGB X/XII in Höhe der von ihnen erbrachten Kosten für Integrationshilfen in 
Regelschulen geltend gemacht. Die Stadt Köln ist hierbei mit der größten Anzahl von 
Erstattungsverfahren federführend. 
 
Im Bereich der Kindertagesstätten hat ausschließlich die Stadt Köln Anträge auf 
Integrationshilfen vorgelegt, über die der LVR als zweitangegangener 
Sozialleistungsträger abschließend entscheiden muss. In den Fällen, in denen durch den 
LVR an die Stadt Köln Leistungen erbracht werden, werden gleichzeitig entsprechende 
Erstattungsansprüche des LVR gegenüber der Stadt Köln geltend gemacht. Unmittelbar 
hier eingegangene Anträge auf Integrationshilfen in Kindertagesstätten leitet der LVR zur 
Entscheidung an die Mitgliederkörperschaften weiter. Diese haben wiederum 
Erstattungsansprüche gegenüber dem LVR geltend gemacht. 
 
Die gegensätzlichen Rechtsansichten konnten in gemeinsamen Gesprächen zwischen dem 
LVR und der Stadt Köln nicht geklärt werden (s. Anlage 3). Nachdem mit 
Verabschiedung des Schulrechtsänderungsgesetzes nun auch feststeht, dass das Land 
keine finanzielle Verantwortung für die Kosten der Integrationshilfen zur Förderung der 
schulischen Inklusion, insbesondere an Regelschulen, übernehmen wird, ist eine 
gerichtliche Klärung der konträren Rechtspositionen notwendig. 
 
Zur Vermeidung einer Vielzahl sozialgerichtlicher Verfahren und zur Vereinfachung der 
Geltendmachung der gegenseitigen Erstattungsansprüche hat der LVR mit der Stadt Köln 
am 22.12.2015 eine Streitvereinbarung mit dem Ziel der gerichtlichen Klärung 
abgeschlossen, um festzustellen, welcher Sozialhilfeträger für die Übernahme der Kosten 
der Integrationshilfen in Regelschulen und Kindertagesstätten sachlich zuständig ist 
(s. Anlage 4). 
  
Zur Wahrung des kommunalen Friedens hat sich der LVR zudem mit Schreiben vom 
23.12.2015 bereit erklärt, das Ergebnis dieser Musterstreitverfahren auf alle 
entsprechenden Einzelfälle der Mitgliedskörperschaften rückwirkend ab dem Schuljahr 
2012/2013 zu übertragen, ohne dass es der vorherigen Anmeldung eines 
Erstattungsanspruches bedarf (s. Anlage 5). 
Der LVR verzichtet zudem auf die Einrede der Verjährung in diesen Fällen. 
 
 
3. Finanzielle Auswirkungen 

Gemäß § 36 Absatz 5 GemHVO müssen Rückstellungen für drohende Verluste aus 
schwebenden Geschäften und aus laufenden Verfahren gebildet werden, sofern der 
voraussichtliche Verlust nicht geringfügig sein wird. 
 
Nachdem im Laufe des Jahres 2014, nach Inkrafttreten des 9. Schulrechts-
änderungsgesetzes, für die Schuljahre 2012/2013 und 2013/2014 eine Vielzahl von 
Kostenerstattungsanträgen von Mitgliedskörperschaften beim LVR eingegangen waren, 
wurde erstmals erkennbar, dass aufgrund des erheblichen Antragsvolumens eine 
Bilanzierung der Risiken aus möglichen Kostenerstattungsansprüchen voraussichtlich 
nicht vermeidbar sein würde. 
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Zum Zeitpunkt der Aufstellung und Verabschiedung des Haushaltsplanes 2014 im Jahr 
2013 konnte die Dynamik, die die Diskussion um die Kostenübernahme von 
Integrationshilfen in Regelschulen und Kindertagesstätten entwickeln würde und deren 
erhebliche Risikopotentiale, für den LVR-Haushalt weder abgeschätzt noch bewertet 
werden.  
 
Im Haushalt des LVR für 2014 wurden daher keine Aufwendungen für Integrationshilfen 
berücksichtigt. Aufgrund einer äußerst disziplinierten Haushaltsbewirtschaftung sowie 
zusätzlicher Konsolidierungserfolge aller LVR-Dezernate konnte im Jahresabschluss 2014 
jedoch eine Risikovorsorge in vertretbarer Höhe abgebildet werden. 
 
Für den Doppelhaushalt 2015/2016 wurden erstmals Aufwendungen für mögliche 
Kostenerstattungsansprüche in Höhe von 55 Millionen Euro - jeweils für die  Jahre 2015 
und 2016  - eingeplant. 
 
Da Gespräche zu einer außergerichtlichen Klärung erfolglos blieben, ist eine gerichtliche 
Auseinandersetzung nicht zu vermeiden. Die Stadt Köln hat auch bereits am 06.11.2015 
in einem konkreten Einzelfall Klage gegen den LVR erhoben. 
 
Mit der im Dezember 2015 mit der Stadt Köln abgeschlossenen Streitvereinbarung und 
der Garantieerklärung des LVR gegenüber allen Mitgliedskörperschaften ist das Risiko 
rückwirkend bis einschließlich des Schuljahres 2012/2013 neu zu bewerten. Auf Grund 
der Berücksichtigung sämtlicher Fälle aller Mitgliedskörperschaften und dem Verzicht auf 
die Einrede der Verjährung erhöht sich die Risikoposition und damit die zu bildenden 
Rückstellungen im Jahresabschluss 2015 beim LVR. 
 
Dem LVR ist hierbei bewusst, dass die Mitgliedskörperschaften - bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung der Musterstreitverfahren zwischen der Stadt Köln und dem LVR - 
zusätzlich belastet werden. Die Kosten für Integrationshilfen sind von den 
Mitgliedskörperschaften  als örtlicher Sozialhilfeträger aufwandswirksam zu tragen und 
gleichzeitig ist das über die Landschaftsumlage vom LVR zu planende Haushaltsrisiko zu 
finanzieren. 
 
Der LVR ist bestrebt, unter Einbeziehung des Landes NRW als Kommunalaufsicht, eine 
Lösung zu finden, die diese nicht gewollten finanzwirtschaftlichen Verwerfungen zwischen 
den Beteiligten, dem LVR und den Mitgliedskörperschaften, vermeidet. Eine dies-
bezügliche Lösung müsste mit Blick auf mögliche finanzwirtschaftliche Folgen allerdings 
für den LVR rechtssicher sein. 
 
Unabhängig vom Ausgang des Streitverfahrens werden bis zu einer Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofes NRW über die eingelegte kommunale Verfassungsbeschwerde 
gegen das 9. Schulrechtsänderungsgesetz die Kommunen in jedem Fall für die Kosten 
der Integrationshilfen an Schulen und Kindertagesstätten aufkommen müssen - entweder 
direkt vor Ort als örtlicher Träger oder indirekt über die Landschaftsumlage für die 
Risikovorsorge des LVR. 
 
In Vertretung 
 
H ö t t e 
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Sachliche Zuständigkeit für die im Rahmen der Eingliederungshilfe zu finanzierenden In-

tegrationshilfen für Kinder mit Behinderung gemäß §§ 53, 54 Abs. 1 r. 1 und 2 SGB XII 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
bereits seit mehreren Monaten besteht zwischen einzelnen kreisfreien Städten im Rheinland und 
dem Landschaftsverband Rheinland (LVR) in seiner Eigenschaft als überörtlicher Sozialhilfeträ-
ger ein Dissens in Bezug auf die sachliche Zuständigkeit für Integrationshelferleistungen im 
Rahmen der Eingliederungshilfe gemäß SGB XII. Die Geschäftsstellen des Städtetages und des 
Landkreistages haben in den Sitzungen der Sozial- und Jugendausschüsse ihrer Verbände am 
28.05.2014 in Krefeld bzw. am 20.05.2014 im Kreis Paderborn mündlich hierzu berichtet.  
 
Einige Kommunen vertreten die Rechtsauffassung, dass für Integrationshilfen für Kinder mit 
Behinderung in Regelkindergärten und Regelschulen, die in Form von Einzelfallhilfen als Ein-
gliederungshilfeleistungen nach Maßgabe der §§ 53, 54 Abs. 1 Nr. 1,2 SGB XII erbracht werden, 
die sachliche Zuständigkeit des LVR als überörtlicher Sozialhilfeträger gegeben sei, da es sich 
hierbei um Hilfen in einer teilstationären Einrichtung handele. Die Konfliktlage ist in den ver-
gangenen Wochen dadurch verschärft worden, dass Anträge auf Gewährung dieser Leistungen 
im Rahmen des § 14 SGB IX von den erstangegangenen Kommunen unter Hinweis auf ihre feh-
lende sachliche Zuständigkeit an den LVR als zweitangegangener Träger in diesem Sinne wei-
tergeleitet worden sind. Nicht zuletzt aufgrund der Auswirkungen des 9. SchRÄG und der Zu-
nahme von Beschulungen von Kindern mit Behinderung im Regelschulsystem ab dem Schuljahr 
2014/2015, die einen Anspruch auf Integrationshilfen geltend machen, handelt es sich um eine 
nennenswerte Fallzahl. Verfahrensrechtlich hat dieses Vorgehen zur Konsequenz, dass der LVR 
als zweitangegangener Träger eine Sachentscheidung treffen muss und die strittige Frage der 
sachlichen Zuständigkeit im Rahmen eines evtl. Kostenerstattungsverfahrens inzident zu klären  
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bleibt. Der LVR hat die kommunalen Spitzenverbände um ein Gespräch gebeten, das am 
02.06.2014 geführt wurde und in dem die Sach- und Rechtslage sowie evtl. Lösungsvarianten 
erörtert wurden. Die kommunalen Spitzenverbände sehen die Vorgehensweise sowohl in rechtli-
cher, aber auch in politischer Hinsicht als nicht Erfolgs versprechend an.  
 
Die von einzelnen kreisfreien Städten vertretene Argumentation, mit der eine sachliche Zustän-
digkeit des LVR für die in Rede stehenden Integrationshelferfälle begründet wird, ist mit der 
Rechtslage in NRW unseres Erachtens nicht in Einklang zu bringen. Die Abgrenzung der sachli-
chen Zuständigkeiten zwischen örtlichen und überörtlichen Sozialhilfeträgern ist in der Ausfüh-
rungsverordnung zum SGB XII (AV-SGB XII NW), deren zeitlicher Geltungsbereich zuletzt bis 
zum 30.06.2015 verlängert wurde, geregelt. Diese Zuständigkeitsverteilung soll mit dem geplan-
ten Ausführungsgesetz zum SGB XII, zu dem  unmittelbar nach den Sommerferien die Verbän-
deanhörung eingeleitet werden wird, fortgeschrieben werden. Gemäß § 2 Abs. 1 Ziffer 1a. sind 
in NRW die überörtlichen Träger der Sozialhilfe sachlich zuständig für die Eingliederungshilfe-
leistungen gemäß SGB XII, wenn es wegen der Behinderung oder des Leidens dieser Person in 
Verbindung mit den Besonderheiten des Einzelfalls erforderlich ist, die Hilfe in einer teilstatio-

nären oder stationären Einrichtung zu gewähren. Soweit es sich nicht um ambulante Wohnhil-
fen handelt, für die gemäß § 2 Abs. 1 2. AV-SGB XII NW ebenfalls der überörtliche Sozialhilfe-
träger sachlich zuständig ist, ist der Zuständigkeitsbereich der örtlichen Sozialhilfeträger gege-
ben. Die Landschaftsverbände sind ferner für die Leistungen der Integrationshilfe für die Schü-
lerschaft mit einer Behinderung im Sinne der EingliederungshilfeVO zur Sicherung deren Be-
schulung sachlich zuständig, soweit diese Kinder und Jugendlichen Wohnhilfen in stationärer 
Form erhalten und sich die Integrationshilfeleistung insoweit als Annexleistung darstellt.  
 
Die Integrationshilfen stellen ambulante Eingliederungshilfeleistungen im Sinne der AV-
SGB XII dar. Aus den Rechtsgrundlagen ist nicht nachvollziehbar, inwieweit diese Leistungen 
und die Leistungsorte - Regelschulen und Regelkindergärten - teilstationären Charakter haben 
sollen. Einzelne Kommunen vertreten wohl die Auffassung, dass mit der Einführung der Inklusi-
on die Schule nicht länger reine Lehranstalt sei, sondern neben der Übermittagsbetreuung, der 
Hausaufgabenbetreuung und der Freizeitgestaltung (im Rahmen der OGS) inzwischen auch die 
Eingliederung von Kindern mit Behinderung zur Aufgabe der Regelschule gehöre. Da es sich 
dabei um eine Aufgabe der Eingliederungshilfe gemäß § 53 Abs. 3 SGB XII handele, seien Re-
gelschulen teilstationäre Einrichtungen, da die Kinder sich dort für einen Teil des Tages aufhiel-
ten und in dieser Zeit die Verantwortung für die Unterrichtsbetreuung, Versorgung etc. auf die 
Schule bzw. die Kita übergehe. Diese Rechtsauffassung verkennt jedoch, dass die flankierende 
Eingliederungshilfeleistung, die die Teilhabe am Kindertagesstätten- oder Schulalltag sichern 
soll, als Individualleistung nicht zur Folge hat, dass der gesamte Regelschulbetrieb den Charak-
ter einer teilstationären Einrichtung im Rahmen der Eingliederungshilfe gewinnt. Vielmehr er-
fordert eine stationäre bzw. teilstationäre Einrichtung im Sinne des § 13 SGB XII eine Leis-
tungsgesamtheit, die darauf ausgerichtet ist, die Eingliederungshilfe zu leisten und somit die In-
tegration in die Gemeinschaft zu befördern. Im Sinne der Rechtsprechung sind Einrichtungen der 
Pflege, der Behandlung, der Erziehung oder sonstiger nach dem SGB XII zu deckender Bedarfe 
dienender, in einer besonderen Organisationsform unter verantwortlicher Leitung zusammenge-
fasster Bestand an persönlichen und sächlichen Mitteln, der auf eine gewisse Dauer angelegt und 
für einen größeren wechselnden Personenkreis bestimmt ist (LSG Bad-Württ. vom 13.03.2006 – 
L 13 AS 4377/05; für NRW vgl. zuletzt Entscheidung des LSG vom 15.03.2013 – L 20 SO 
67/08).  
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Bildung ist jedoch weder im frühkindlichen Bereich noch im schulischen Pflichtbereich ein nach 
dem SGB XII zu deckender Bedarf. Auch die schulischen Organisationsvorgaben in Bezug auf 
eine Gesamtheit bestehend aus Bildung, Essensversorgung und Freizeitgestaltung lässt die Schu-
le nicht zur Einrichtung werden. Für eine Einrichtung im Sinne des SGB XII ist gerade nicht 
konstitutiv, dass sie Sozialhilfeempfänger betreut. Nach dem Verständnis einiger Kommunen 
würde die Einrichtungseigenschaft einer Regelschule mit der Beschulung eines eingliederungs-
hilfeberechtigten Kindes stehen und fallen. Weder Regelkindergärten noch  Regelschulen erfül-
len damit unseres Erachtens die Kriterien einer teilstationären Einrichtung im Sinne des 
SGB XII. Im Übrigen würde die Argumentation der kommunalen Spitzenverbände im Rahmen 
der Auseinandersetzung mit dem Schulministerium über den Konnexitätsausgleich im Rahmen 
des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes konterkariert. Die Kommunen argumentierten immer, dass 
in erster Linie die Institution Schule und nicht die Eingliederungshilfe in der Pflicht stehe, inklu-
sive Beschulung im Rahmen der Schulgesetze zu ermöglichen.   
 
Die Inklusion auf Grundlage der UN-BRK hat nicht zur Folge, dass alle Organisationseinheiten, 
in denen Kinder mit Behinderung mit einem Eingliederungshilfebedarf  beschult und betreut 
werden, automatisch die Einrichtungseigenschaft erhalten. Dies würde zudem die gesamtgesell-
schaftlichen Ziele der Inklusion konterkarieren, da allenfalls mit Ausnahme des familiären Kon-
texts allen Organisationszusammenhängen, in denen sich Kinder mit Behinderung und Einglie-
derungshilfeanspruch bewegen, die Eigenschaft einer teilstationären Einrichtung vermittelt wer-
den würde. 
 
Den kommunalen Spitzenverbänden ist bekannt, dass entgegen der Auffassung der Landesregie-
rung auch zum Beginn des Schuljahres 2014/2015 eine weitere Steigerung der Anträge auf Integ-
rationshilfeleistungen gemäß SGB XII oder SGB VIII zu verzeichnen ist. Der damit einherge-
hende Kostendruck kann jedoch nicht dazu führen, dass innerhalb der kommunalen Zuständig-
keitsstrukturen Aufgaben verschoben werden sollen. Die Zuständigkeitsverteilung zwischen ört-
lichen und überörtlichen Sozialhilfeträgern ist nach unserer Auffassung eindeutig geregelt, durch 
jahrelange Rechtsprechung zum Einrichtungscharakter im Rahmen des § 13 SGB XII gefestigt 
und daher nicht mit Rechtsunsicherheiten behaftet, die ggf. im Rahmen eines oder mehrerer 
Musterstreitverfahren gerichtlich geklärt werden müssten.  
 
Vorsorglich weisen wir auch darauf hin, dass die Ausgleichsfunktion der überörtlichen Sozialhil-
feträger bezogen auf die beiden Landesteile hier nicht zur Begründung einer (faktischen) Zu-
ständigkeit der beiden Landschaftsverbände herangezogen werden kann. Die Ausgleichsfunktion 
eines höheren Kommunalverbandes – unstreitig eine seiner wesentlichen Funktionen – kann sich 
immer nur im Rahmen der geltenden Rechtslage bewegen, die hier durch die AV-SGB XII NW 
sowie künftig durch das AG SGB XII NW rechtlich eindeutig vorgegeben ist.  
 
Soweit rein fiskalisch betrachtet eine Aufgabenwahrnehmung in überörtlicher Zuständigkeit als 
perspektivisch „kostengünstiger“ eingeschätzt werden sollte, d.h. eine etwaige Vergleichsbe-
rechnung zwischen der unmittelbaren Kostenlast und der mittelbaren eigenen Belastung durch 
die Landschaftsverbandsumlage gegen eine eigene Zuständigkeit sprechen würde, geben wir zu 
bedenken, dass dieser Effekt bei einer landesteileinheitlichen Verwaltungspraxis aller örtlichen 
Sozialhilfeträger im Zweifel wieder aufgezehrt würde. Ohnehin würde eine Finanzierung dieser 
Leistungen über die Umlage eine entsprechende sachliche Zuständigkeit des LVR voraussetzen, 
an der es aber gerade fehlt. 
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Aufgrund der vorab beschriebenen Rechtslage fehlt es unseres Erachtens an einer Grundlage, 
individuelle Anträge auf Integrationshilfeleistungen im Rahmen des § 14 SGB IX an den LVR 
weiterzuleiten. Ein solcher Weiterleitungsvorgang setzt voraus, dass der erstangegangene Reha-
bilitationsträger sachlich unzuständig ist. Ungeachtet der tatsächlichen sachlichen Zuständigkeit 
ist im Interesse der antragstellenden Person der zweitangegangene Träger zur Sachentscheidung 
verpflichtet und kann sich dieser nicht mit dem Hinweis auf seine fehlende sachliche Zuständig-
keit entziehen. Dies hat zur Folge, dass der Zuständigkeitskonflikt, losgelöst von der Sachent-
scheidung im Einzelfall, zwischen den beiden beteiligten Sozialleistungsträgern im Rahmen ei-
nes  Kostenerstattungsverfahrens zu klären ist.  
 
Infolge der Zuständigkeitsregelungen sind die örtlichen Sozialhilfeträger nach unserer Auffas-
sung für diese ambulanten Eingliederungshilfeleistungen sachlich zuständig, so dass die Tatbe-
standsvoraussetzungen für eine Weiterleitung gemäß § 14 SGB IX nicht bestehen.  
 
Wir bitten daher eindringlich darum, das von einzelnen Kommunen in Gang gesetzte Verfahren 
im Lichte der in diesem Schreiben vorgenommenen Einschätzung zu überdenken und nicht wei-
ter zu verfolgen. 
 
Für Rückfragen und eine weitere Erörterung der Angelegenheit stehen wir gerne zur Verfügung. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 
 

 
 

 
 

Verena Göppert Reiner Limbach 
Beigeordnete Beigeordneter 

des Städtetages Nordrhein-Westfalen des Landkreistages Nordrhein-Westfalen 
  

 

 
 

Horst-Heinrich Gerbrand 
Beigeordneter 

des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen 
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Wir freuen uns über Ihre Hinweise zur Verbesserung unserer Arbeit. Sie erreichen uns unter der 

 Telefonnummer 0221 809-2255 oder senden Sie uns eine E-Mail an Anregungen@lvr.de 

 

LVR – Landschaftsverband Rheinland Bankverbindung: 

Dienstgebäude in Köln-Deutz, Deutzer Freiheit 77 – 79 Landesbank Hessen-Thüringen, Kto 60 061 (BLZ 300 500 00) 

Pakete: Ottoplatz 2, 50679 Köln IBAN: DE 84 3005 0000 0000 060061, BIC: WELADEDD 

LVR im Internet: www.lvr.de Postbank Niederlassung Köln, Kto 564 501 (BLZ 370 100 50) 

USt-IdNr.: DE 122 656 988, Steuer-Nr.: 214/5811/0027 IBAN: DE 95 3701 0050 0000 564501, BIC: PBNKDEFF370 

 

 

 

 

 

 
 

An die 

Hauptverwaltungsbeamtinnen und  

Hauptverwaltungsbeamten der 

Mitgliedskörperschaften des LVR 

(Kreise und kreisfreie Städte) 

 

 

nachrichtlich an: 

Deutscher Städtetag NRW 

LKT NRW 

StGB NRW 

 

Mitglieder des Verwaltungsvorstandes 

Vorsitzender der Landschaftsversammlung Rheinland 

Geschäftsstellen der 

-CDU-Fraktion 

-SPD-Fraktion 

-Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN 

-FDP-Fraktion 

-Fraktion Die Linke. 

-Fraktion Freie Wähler/Piraten 

-Gruppe AfD 

 

 

 

  23. Dezember 2015 

71.00 

 

Frau von Berg 

Tel    0221 809-6517 

Fax   0221 8284-6599 

gabriele.vonberg@lvr.de 

Sachliche Zuständigkeit für die im Rahmen der Eingliederungshilfe  

zu finanzierenden Integrationshilfen für Kinder und Jugendliche mit  

Behinderung gemäß §§ 53, 54 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 SGB XII 

 

Schreiben der kommunalen Spitzenverbände vom 13.06.2014 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

seit 2014 besteht zwischen einzelnen Kreisen und kreisfreien Städten sowie dem 

Landschaftsverband Rheinland in seiner Eigenschaft als überörtlicher Träger der  

Sozialhilfe ein Dissens in Bezug auf die sachliche Zuständigkeit für Integrationshilfe-

leistungen im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII. 

 

Mit Schreiben vom 13.06.2014 hatten die Kommunalen Spitzenverbände Sie unter 

Darlegung der dortigen Rechtsauffassung gebeten, von weiteren Erstattungsverfah-

ren gegenüber dem LVR abzusehen, da Ihre sachliche Zuständigkeit als örtlicher 

Träger der Sozialhilfe für diese Hilfen gegeben sei. Dieser Bitte sind Sie größtenteils 

nachgekommen. 
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Die Stadt Köln und der LVR haben nunmehr eine Streitvereinbarung zur rechtsiche-

ren, gerichtlichen Klärung der sachlichen Zuständigkeit für die Kostenübernahme 

der Integrationshilfen in Schulen und Kindertageseinrichtungen im Rahmen der Ein-

gliederungshilfe gemäß § 53 ff. SGB XII abgeschlossen. Eine anonymisierte Kopie 

dieser Streitvereinbarung ist zu Ihrer Kenntnisnahme beigefügt. 

 

 

Der LVR erklärt sich zudem bereit, das Ergebnis dieser Musterstreitverfahren auf alle 

entsprechenden Einzelfälle in Ihrem Zuständigkeitsbereich rückwirkend ab dem 

Schuljahr 2012/2013 zu übertragen, ohne dass es einer Antragstellung Ihrerseits 

bedarf. Die Anmeldung von Erstattungsansprüchen ist damit entbehrlich. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland 

 

 

 

 

 

 

Ulrike Lubek 
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